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Kreis Lippe 
 
352 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung 
 
An  Hayrettin Cakmak, geb. am 01.06.1982 in Cakmak, ist 
am 31.07.2015 unter dem Aktenzeichen 360.1 B70/21481 
eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
Die Ordnungsverfügung konnte nicht zugestellt werden, da 
der Betroffene unbekannt verzogen ist , oder seine Er-
reichbarkeit nicht hergestellt ist. 
 
Gem.  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW (GV. 
NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die Verfü-
gung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht mehr möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Anordnung beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Fahrerlaubnisse, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, Zimmer 199 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 26.08.2015 KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
Gez. 
 
 
Albert 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
353 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung 
 
An Herrn Samet Turan, geb. am 31.03.1990, ist am 
30.07.2015 unter dem Aktenzeichen360.1A70/10233 
eine Ordnungsverfügung erlassen worden. 
 
Die Ordnungsverfügung konnte nicht zugestellt werden, da 
der Betroffene unbekannt verzogen ist oder seine Erreich-
barkeit nicht hergestellt ist. 
 
Gem.  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW (GV. 
NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die Verfü-
gung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht mehr möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Anordnung beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, Zimmer 197 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den  31.08.2015 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
Behnke 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
354 Öffentliche Zustellung eines Haftungsbeschei-

des 
 
Der Haftungsbescheid vom 19.06.2015, Kassenzeichen 
1066829.00019, an 
Herrn Effah Kwado Donkor, geb. 01.01.1962 
 
wird hiermit gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes 
(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) – in der 
zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt.  
Wegen des unbekannten Aufenthaltes der vorgenannten 
Person ist die Zustellung des Bescheides nicht möglich. Es 
ist daher die öffentliche Zustellung gemäß § 10 LZG NRW 
durchzuführen.  
Der Haftungsbescheid kann bei der Stadt Bad Salzuflen, 
Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen, Zimmer 
2.16, vom Betroffenen gegen Vorlage des Personalauswei-
ses abgeholt oder eingesehen werden.  
 
Der Haftungbescheid gilt zwei Wochen nach Veröffentli-
chung im Kreisblatt Lippe als zugestellt.  
 
Bad Salzuflen, den 20.08.2015 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag  
 
 
gez. Plöger 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
 
 
 
355 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0710  

„Lockhauserheide“,   Ortsteil Lockhausen 
- Aufstellungsbeschluss 
- Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-
teiligung 

 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 01.09.2015 
 
1. Aufstellungsbeschluss 
Die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
0710 „Lockhauserheide“,  
Ortsteil Lockhausen wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit  
§ 1 Abs. 8 BauGB beschlossen. Die Aufstellung des Be-
bauungsplanes wird im  
beschleunigten Verfahren nach den Regelungen des § 13a 
BauGB ohne Durchführung einer  
Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.  
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB wird in „einfacher Form“   - Planaushang für die 
Dauer eines Monats - beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

28.09.2015 – 27.10.2015 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanvorentwurf unter  
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden.  
Dort kann auch eine Stellungnahme abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   01.09.2015 
Der Bürgermeister 
 
 
Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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Stadt Barntrup 
 
356 Offenlegung des Entwurfs der Ordnungsbe-

hördlichen Verordnung zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Gebiet der Stadt Barntrup 

 
Gemäß § 5 Landesimmissionsschutzgesetz wird hiermit 
bekanntgemacht, dass der Entwurf der o.g. Ordnungsbe-
hördlichen Verordnung in der Zeit vom 
 

14. September bis einschließlich 15. Oktober 2015 
 
im Ordnungsamt der Stadt Barntrup, Mittelstr. 32, Zimmer-
Nr. 2, montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr so-
wie montags und donnerstags von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Bedenken und  Anregungen zu dem offengelegten Entwurf 
können innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die 
Stadt Barntrup, Ordnungsamt, Mittelstr. 32, 32683 Barn-
trup, gerichtet oder zur Niederschrift im Ordnungsamt, Mit-
telstraße 32, Zimmer 2, vorgebracht werden. 
 
Barntrup, den 20. August 2015 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Schell 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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Stadt Blomberg 
 
357 Ablauf von Nutzungsrechten an Grabstellen 

auf den Friedhöfen der Stadt Blomberg und 
Einebnung von Gräbern 

 
An Grabstellen (Reihen-, Wahl- und Urnengräbern) auf den 
Friedhöfen der Stadt Blomberg, die bis zum 31.12.1985 
belegt worden sind, ist die in § 12 i.V.m. § 15 Abs. 1, § 16 
Abs. 4 und § 18 Abs. 3 der Friedhofssatzung der Stadt 
Blomberg vom 19.11.2004 bestimmte Nutzungszeit am 
31.12.2015 abgelaufen. Eine Verlängerung der Nutzungs-
zeit an diesen Grabstellen ist nur auf Antrag und gegen 
Zahlung der in der Friedhofsgebührensatzung der Stadt 
Blomberg festgelegten Gebühr möglich. Entsprechende 
Anträge sind spätestens bis zum 31. Dezember 2015 bei 
der Friedhofsverwaltung der Stadt Blomberg zu stellen. Alle 
Grabstellen, für die ein entsprechender Antrag auf Verlän-
gerung der Nutzungszeit nicht gestellt wird, werden nach 
Ablauf der Antragsfrist eingeebnet. Gemäß § 15 Abs. 4 und 
§ 16 Abs. 10 der Friedhofssatzung wird die beabsichtigte 
Einebnung der in Frage kommenden Grabstellen hiermit 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Blomberg, den 03. September 2015 
 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
358 Ablauf von Nutzungsrechten an Grabstätten 

auf den von der Gemeinde Extertal bewirt-
schafteten kommunalen und kirchlichen 
Friedhöfen der Gemeinde Extertal und Eineb-
nung von Gräbern 

 
An Grabstätten (Reihen-, Wahl- und Urnengräbern) auf den 
von der Gemeinde Extertal bewirtschafteten kommunalen 
und kirchlichen Friedhöfen der Gemeinde Extertal, die in 
der Zeit vom 01.01.1985 bis 31.12.1985 belegt worden 
sind, läuft die in § 11 i. V. m. § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 19 
Abs. 1 und § 20 Abs. 1 der Friedhofssatzung der Gemein-
de Extertal vom 20.05.2008, geändert durch 1. Änderungs-
satzung vom 22.12.2014, bestimmte Nutzungszeit am 
31.12.2015 ab. Eine Verlängerung der Nutzungszeiten an 
Wahl- und Urnenwahlgrabstätten ist gem. § 17 Abs. 1 und 
§ 20 Abs. 1 der Friedhofssatzung nur auf Antrag und gegen 
Zahlung der in der Friedhofsgebührensatzung der Gemein-
de Extertal festgelegten Gebühr möglich. Entsprechende 
Anträge sind spätestens bis zum 31.12.2015 möglich. Alle 
Grabstätten, für die ein entsprechender Antrag auf Verlän-
gerung der Nutzungszeit nicht gestellt wird, werden nach 
Ablauf der Antragsfrist eingeebnet. Gemäß § 16 Abs. 7, § 
17 Abs. 14, § 19 Abs. 5 und § 20 Abs. 4 der Friedhofssat-
zung wird die beabsichtigte Einebnung der in Frage kom-
menden Grabstätten hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Extertal, 01.09.2015 
 
 
Hans Hoppenberg 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
359 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Stadt Horn-Bad Meinberg „Erweiterung des 
Gewerbegebietes am Stahler Weg“ Aufstel-
lungsbeschluss und frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Liegenschaften 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner öf-
fentlichen Sitzung vom 12.08.2015 die Aufstellung der 3. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Horn-Bad 
Meinberg zur Erweiterung des Gewerbegebietes am Stah-
ler Weg im Stt. Horn beschlossen. Anlass der Änderung ist 
der Erweiterungswunsch eines ansässigen Betriebes. Der 
Aufstellungsbeschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Der Änderungsbereich umfasst das Flurstück 406, Flur 2 
Gem. Horn. Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ist aus 
dem nachfolgend mit abgedrucktem Übersichtsplan ersicht-
lich.  
 
Gem. § 3 (1) BauGB ist die Öffentlichkeit über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich un-
terscheidende Lösungsmöglichkeiten, die für die Neuge-
staltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung öffentlich zu unterrichten. Die öffentliche Unterrich-
tung über die Planung erfolgt in der Zeit  
 

bis einschließlich 16. Oktober 2015 
 
während der allgemeinen Öffnungszeiten bzw. nach Ver-
einbarung (unter Tel. 05234-201-271) beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften der Stadt 
Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2, Zimmer 24, wobei 
gleichzeitig Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung ge-
geben ist. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 18.08.2015 
 
gez. 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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360 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der 1. 

Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der 
Stadt Horn-Bad Meinberg für das Haushalts-
jahr 2015 vom 04.03.2015 

 
Hiermit wird bekannt gegeben, dass der Entwurf der 1. 
Nachtragssatzung der Stadt Horn-Bad Meinberg für das 
Haushaltsjahr 2015 samt Anlagen in der Zeit ab dem 
10.09.2015 für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rat-
haus, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, Fachbe-
reich 1 – Zentrale Dienste, Zimmer 12, während der allge-
meinen Öffnungszeiten (montags dienstags, donnerstags 
und freitags 8.30 - 12.00 Uhr, mittwochs 7.30- 12.30 Uhr, 
donnerstags 14.00 -17.30 Uhr) öffentlich ausliegt. Das Be-
ratungsverfahren endet voraussichtlich am 20.10.2015 mit 
dem Beschluss der 1. Nachtragssatzung. 
 
Unter der Adresse www.horn-badmeinberg.de/Rat und 
Verwaltung/Haushaltsbuch, steht der Entwurf der 1. Nach-
tragssatzung zur Haushaltssatzung zur Einsicht und zum 
Download im Internet zur Verfügung. 
 
Einwohner oder Abgabenpflichtige können innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung gegen den 
Entwurf Einwendungen erheben. Die Einwendungen sind 
bei mir, Fachbereich 1 (Zentrale Dienste, Rathaus, Zimmer 
12), zu erheben. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Stadt Horn-Bad Meinberg unter der Adresse 
www.horn-badmeinberg.de/Rat und Verwaltung/ Haus-
haltsbuch, zur Kenntnisnahme bereitgestellt. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 31.08.2015 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg  
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
 
 
Barz 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
 
 
 
361 Widmung der Straße „Erlenweg“ im Stadtteil 

Leopoldstal 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg hat die Straße „Erlenweg“ im 
Stadtteil Leopoldstal endgültig hergestellt. 
 
Diese Straße wird hiermit gemäß § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG 
NW) vom 23. September 1995 (GV.NW. S. 1028/SGV NW 
91) Ber. in GV NW 1996 S. 81, in der zurzeit geltenden 
Fassung, als Gemeindestraße –Anliegerstraße- (§ 3 Abs. 4 
Nr. 2 StrWG NW) für den öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Straßenbaulastträger der vorgenannten Straße ist gem. § 
47 Abs. 1 StrWG NW die Stadt Horn-Bad Meinberg. 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach öffentlicher Bekanntmachung Klage beim 
Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden 
oder Postfach 32 40, 32389 Minden) schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- 
und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen –
ERVVO VG/FG- vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548)- 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle erhoben werden. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist 
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monats-
frist bei Gericht eingegangen ist. Die Klage muss den Klä-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung 
soll im Original oder in Ablichtung beigefügt werden. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durch-
schriften beigefügt werden.  
 
Sollte die Frist durch das Verschulden einer bevollmächtig-
ten Person versäumt werden, so würde deren Verschulden 
der/dem jeweiligen Kläger/in zugerechnet werden. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 31.08.2015 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
 
 
 
362 Satzung über die Abweichung von den in § 8 

der Satzung über die Erhebung von Erschlie-
ßungsbeiträgen in der Stadt Horn-Bad Mein-
berg vom 26. Oktober 1988 festgesetzten 
Merkmalen der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Erlenweg“ vom 
31.08.2015 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. 
September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 1748) in Verbin-
dung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NW. S 666), in der zur Zeit geltenden 
Fassung und § 8 der Satzung über die Erhebung von Er-
schließungsbeiträgen in der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
26. Oktober 1988 (KrBl. Lippe 02.11.1988 S. 711 – 713) 
hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung 
am 27.08.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die im Stadtteil Leopoldstal im Bebauungsplanbereich L 7 
1. Änderung gelegene Erschließungsanlage „Erlenweg“ ist 
durch die Stadt Horn-Bad Meinberg mit den nachfolgenden 
Bestandteilen und Herstellungsmerkmalen ausgebaut wor-
den: 
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a) südlicher Teil: Fahrbahn incl. Wendehammer in  

Verbundpflaster ohne Gehweg mit einer Regelbreite 
von 4,75 m;  

b) nördlicher Teil: Fahrbahn in Verbundpflaster ohne 
Gehweg mit einer Regelbreite von 3,50 m. 

c) Einseitig gepflasterte 2-reih. Entwässerungsrinne mit 
Anschluss an die städtische Kanalisation  

d) keine Beleuchtungseinrichtung. 
 

§ 2 
 
Abweichend von den in § 8 der Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Horn-Bad Mein-
berg vom 26. Oktober 1988 festgesetzten Merkmalen der 
endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen ist die 
Erschließungsanlage „Erlenweg“ mit den in § 1 aufgeführ-
ten Bestandteilen und Herstellungsmerkmalen endgültig 
hergestellt. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Abweichung von den in  
§ 8 der Satzung über die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen in der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 26. Oktober 
1988 festgesetzten Merkmalen der endgültigen Herstellung 
der Erschließungsanlage „Erlenweg“ wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Horn-Bad Meinberg, den 31.08.2015 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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Stadt Lage 
 
363 80. Änderung des Flächennutzungsplans der 

Stadt Lage, OT Heiden -  Genehmigung und 
Wirksamwerden 

 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
24.04.2015 die  80. Änderung des Flächennutzungsplans 
im OT Heiden abschließend beschlossen (Parallelverfah-
ren zur Aufstellung des Bebauungsplans G 158 „Sülterhei-
de“, Teilplan 1b). Der abschließende Beschluss vom 
24.04.2015 hat folgenden Wortlaut: 
 
„Die 80. Änderung des Flächennutzungsplans wird endgül-
tig beschlossen.“ 
 
Die 80. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt La-
ge ist von der Bezirksregierung in Detmold mit Verfügung 
vom 31.07.2015 - AZ.: 35.21.10-510/L. 140 - gemäß § 6 
Baugesetzbuch genehmigt worden.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Flä-
chennutzungsplanänderungsunterlage vorgenommene 
Grenzeintragung verbindlich.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches wird die vorstehende 
Erteilung der Genehmigung hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die  
 
80. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Lage, OT 
Heiden 
 
wirksam. 
 
Die genehmigte 80. Flächennutzungsplanänderung wird 
mit der Begründung einschließlich Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB 
im Fachteam Planen der Stadt Lage, Rathaus III, 32791 
Lage, Lange Straße 67, 2. Obergeschoss, auf Dauer zu 
jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird 
auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind. 

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 19. August 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
 
 
 
364 Aufstellung des Bebauungsplanes G 28 „Quar-

tier Schötmarsche Straße / Friedrich-Petri-
Straße“ der Stadt Lage im beschleunigten Ver-
fahren gem. § 13 a BauGB 

 hier: Aufstellungsbeschluss  
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 25.06.2015 die 
Aufstellung des Bebauungsplans G 28 „Quartier Schötmar-
sche Straße / Friedrich-Petri-Straße“ der Stadt Lage als 
beschleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB beschlos-
sen.  
 
Die Beschlüsse vom 25.06.2015 haben folgenden Wortlaut: 
 
„Die Aufstellung des Bebauungsplans G 28 „Quartier 
Schötmarsche Straße / Friedrich-Petri-Straße“ der Stadt 
Lage wird gemäß § 1 Abs. 3 i. V. m. § 2 Abs.1 BauGB be-
schlossen. Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs 
sind im Planauszug im Maßstab 1:5.000  dargestellt.“  
 
„Es wird ein beschleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB, 
jedoch mit Durchführung einer frühzeitigen Beteiligung 
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt.“ 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, die Planinhalte zum Be-
bauungsplans G 28 „Quartier Schötmarsche Straße / Fried-
rich-Petri-Straße“ zu erarbeiten und mit dem Bau- und Pla-
nungsausschuss des Rates der Stadt Lage abzustimmen.“ 
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Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans G 28 
„Quartier Schötmarsche Straße / Friedrich-Petri-Straße“ ist 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genauen Umgrenzungen sind die Eintragungen in der 
Planunterlage des Fachteams Planen der Stadt Lage ver-
bindlich. Der Plan kann während der Dienststunden beim 
Fachteam Planen der Stadt Lage, Rathaus III, 32791 Lage, 
Lange Straße 67, 2. Obergeschoss, Zimmer 204, eingese-
hen werden. 
 
Der Aufstellungsbeschluss sowie die Anwendung des be-
schleunigten Verfahrens ohne Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB werden hiermit gemäß §§ 
2 Abs. 1 und 13 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 52 Abs. 3 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 
1 BauGB findet zu einem späteren Zeitpunkt statt. Dieser 
wird rechtzeitig öffentlich bekanntgemacht. 
 
Lage, 26.08.2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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365 Bebauungsplan G 158 „Sülterheide“, Teilplan 

1b, im OT Heiden der Stadt Lage 
 hier: Satzungsbeschluss vom 24.04.2015 und 

Inkrafttreten 
 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 24. April 
2015 den Bebauungsplans G 158 „Sülterheide“, Teilplan 
1b, im OT Heiden gemäß § 10 Absatz 1 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbin-
dung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666) in den jeweils gültigen Fassungen im Paral-
lelverfahren zur 80. Änderung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Lage als Satzung beschlossen.  
 
Die Beschlüsse haben folgenden Wortlaut: 
 
„Die Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden gemäß 
dem in Anlage 2 zur Beschlussvorlage BV-044/10.LEGISL. 
beigefügten Prüfergebnis beschieden und soweit begrün-
det als redaktionelle Änderungen / Ergänzungen in den 
Bebauungsplan aufgenommen.“ 
 
„Der Bebauungsplan G 158 „Sülterheide“, Teilplan 1b, im 
OT Heiden, unter Einbeziehung der zuvor gefassten Ab-
wägungsbeschlüsse gemäß § 10 BauGB i. V. m. § 7 GO 
NW als Satzung beschlossen.“ 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) der Bebauungs-
plans G 158 „Sülterheide“, Teilplan 1b, im OT Heiden in 
Kraft. 
 
Lage und Umfang des Bebauungsplans G 158 „Sülterhei-
de“, Teilplan 1b, im OT Heiden der Stadt Lage sind aus 
dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten Planaus-
schnitt ersichtlich. Der räumliche Geltungsbereich ist darin 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die Grenzeintragung in der 
zum Bebauungsplan G 158 „Sülterheide, Teilplan 1 b, der 
Stadt Lage gehörenden Planzeichnung verbindlich. 
 
Der Bebauungsplan G 158 „Sülterheide“, Teilplan 1 b, der 
Stadt Lage sowie die Begründung einschließlich Umweltbe-
richt und die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 
Abs. 4 BauGB werden vom Tage dieser Bekanntmachung 
an während der Dienststunden bei der Stadt Lage, Rathaus 
III, Lange Straße 67 (Fachteam Planen, Zimmer 204), 
32791 Lage, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über 
den Inhalt der des Bebauungsplans G 158 „Sülterheide“, 
Teilplan 1 b, der Stadt Lage wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise 
1. Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lage 
geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Das gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von eingetrete-
nen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

 
3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäßöf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 19.08.2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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366 Satzung über die Anordnung einer Verände-

rungssperre für das Quartier „Schötmarsche 
Straße / Friedrich-Petri-Straße“ (G 28) vom 
19.08.2015 

 
Aufgrund der §§ 14 und 16 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
vom 23.09.2004 (BGBl. I 2004 S.2414) in der zz. geltenden 
Fassung i. V. m. § 7 und § 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14.07.1994 
(GV.NW.1994 S. 666) in der zz. geltenden Fassung hat der 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 25.06.2015 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
25.06.2015 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. G 28 
„Quartier Schötmarsche Straße / Friedrich-Petri-Straße“ 
beschlossen. Für den Geltungsbereich dieses Bebauungs-
planes wird hiermit zur Sicherung der Planung eine Verän-
derungssperre beschlossen. Der räumliche Geltungsbe-
reich ist in dem als Anlage beigefügten Plan im Maßstab 1: 
2.000, der Bestandteil dieser Satzung ist, zeichnerisch dar-
gestellt.  
 

§ 2 
 
Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre 
dürfen 
1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt 

oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden; 
2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderun-

gen von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren 
Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- 
oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 
§ 3 

 
Ausnahmen von der Veränderungssperre regeln sich nach 
§ 14 (2) Baugesetzbuch. 
 

§ 4 
 
Diese Satzung tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Anordnung einer Verän-
derungssperre für das Quartier „Schötmarsche Straße / 
Friedrich-Petri-Straße“ (G 28) der Stadt Lage vom 
19.08.2015 wird hiermit gemäß § 16 Baugesetzbuch 
(BauGB) öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die Anordnung 
der Veränderungssperre für das Quartier „Schötmarsche 
Straße / Friedrich-Petri-Straße“ (G 28) rechtsverbindlich.  
 
Lage und Umfang des in von der Veränderungssperre be-
troffenen Gebietes sind aus dem in dieser Bekanntma-
chung abgedruckten Lageplan ersichtlich. Für die genaue 
Abgrenzung ist die Grenzeinzeichnung im Flurkartenaus-
zug zur am 25.06.2015 beschlossenen Veränderungssper-
re verbindlich.  
 
 
 
 

 
Die Satzung  über die Anordnung einer Veränderungssper-
re für das Quartier „Schötmarsche Straße / Friedrich-Petri-
Straße“ (G 28) mit dem Flurkartenauszug wird vom Tage 
der Bekanntmachung an bei der Stadt Lage, Fachteam 
Planen, Rathaus III, 2. Obergeschoss, Lange Straße 67, 
32791 Lage, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.  
 
Hinweise  
 
1. Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 

BauGB über die form- und fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetre-
tene Vermögensnachteile durch die Veränderungssper-
re nach § 14 BauGB und die Vorschriften des § 18 Abs. 
3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsan-
sprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen. 

 
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 19.08.2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



692 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 693 
 

 

 

Abwasserbeseitigungsgesellschaft 
Lemgo GmbH (ALG) 
 
367 Jahresabschluss der Abwasserbeseitigungs-

gesellschaft Lemgo GmbH (ALG),  Heustraße 
36 - 38, 32657 Lemgo, für das Geschäftsjahr 
2014 

 
Die Gesellschafterversammlung der ALG hat am 18.Juni 
2015 den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 fest-
gestellt und über die Ergebnisverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
„Nachdem der Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 
17.06.2015 den Abschluss der Abwasserbeseitigungsge-
sellschaft Lemgo GmbH (ALG) zum 31.12.2014 formell 
festgestellt hat, beschließt die Gesellschafterversammlung 
hiermit den ausgewiesenen Jahresüberschuss in Höhe von 
103.617,80 EUR wie folgt zu verwenden: 
 

- zum Vortrag auf neue 
Rechnung 

 
43.617,80 EUR 

- zur Ausschüttung an die 
Gesellschafterin 

 
60.000,00 EUR 

 zus.: 103.617,80 EUR 

 
Der Jahresabschluss mit dem Lagebericht ist vom Ab-
schlussprüfer, der Intecon GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft geprüft und am 01. Juni 2015 ist folgender Bestä-
tigungsvermerk erteilt worden: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Abwas-
serbeseitigungsgesellschaft Lemgo GmbH, Lemgo, für das 
Geschäftsjahr 01.01.2014 bis 31.12.2014 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften (und den ergänzenden Bestimmungen des Ge-
sellschaftsvertrages) liegen in der Verantwortung der ge-
setzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist 
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfun-
gen eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchführung und über den Lagebericht ab-
zugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesell-
schaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. 
 
 
 
 

 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Überzeugung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften (und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages) und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Abwasser-
beseitigungsgesellschaft Lemgo GmbH, Lemgo. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermit-
telt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
sellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar." 
 
Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Über-
einstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-
schlussprüfungen (IDW PS 450). 
 
Bad Oeynhausen, den 01.06.2015 
 

I N T E C O N 
GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 

(Illies) 
Wirtschaftsprüfer 

 
Die Gesellschaft hat nach § 325 HGB i.V.m. § 326 HGB 
Bilanz und Anhang im elektronischen Bundesanzeiger be-
kanntgemacht. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
 

11.09. bis einschließlich 25.09.2015 
 
in der Kämmerei der Stadtverwaltung, Gebäude Zeughaus, 
Papenstr. 9, Zimmer 117, 32657 Lemgo, während der Öff-
nungszeiten (Mo. – Fr. 08:30 bis 16:00 Uhr, Do. bis 17:00, 
Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr) für jedermann zur Einsichtnahme 
aus. 
 
Der Jahresabschluss, die Ergebnisverwendung sowie der 
Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers werden hier-
mit gemäß § 5 des Gesellschaftsvertrages i.V.m. § 108 
Abs. 2 der Gemeindeordnung NW öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Lemgo, den 12.08.2015 
 
 
Aust 
Geschäftsführer 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2015 
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Jobcenter Lippe 
 
368 Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und 

des Lageberichtes des Jobcenters Lippe – An-
stalt des öffentlichen Rechts sowie die Entlas-
tung des Vorstands 

 
Der Verwaltungsrat des Jobcenters Lippe – Anstalt des öf-
fentlichen Rechts hat in seiner Sitzung vom 19. August 
2015 den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 in der 
vorgelegten und geprüften Fassung mit einer Bilanzsumme 
in Höhe von 25.006.101,96 Euro festgestellt. Das Ergebnis 
des Wirtschaftsjahres 2014 beträgt 0,00 Euro. Dem Vor-
stand wird für das Wirtschaftsjahr 2014 Entlastung erteilt. 
Mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lagebericht 
für das Wirtschaftsjahr 2014 wurde die Concunia GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Steuerberatungsge-
sellschaft, Münster beauftragt. Diese hat mit Datum vom 
24. Juli 2015 den nachfolgend dargestellten uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt:  
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des Job-
center Lippe – Anstalt des öffentlichen Rechts, Detmold, für 
das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung dieser Unter-
lagen nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in 
der Verantwortung des gesetzlichen Vertreters der Anstalt. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung sowie über 
den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung gemäß § 317 
HGB und § 27 Abs. 2 KUV unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Anstalt sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung um-
fasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
 
 

 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung  ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt. Der Lagebe-
richt steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Anstalt und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht zum 31. Dezember 2014 
liegen in den Geschäftsräumen der Anstalt (Wittekindstr. 2, 
32758 Detmold, Zimmer 213) zur Einsicht während der 
Dienstzeiten aus. 
 
Detmold, den 20. August 2015 
 
 
gez. Henning Matthes 
Vorstand 
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369 Öffentliche Zustellung eines Aufhe-

bungsbescheides vom 27.8.2015 für die Zeit ab  
01.09.2015 an Herrn Patrick Bandow letzte be-
kannte Anschrift Hauptstr. 55, 32699  Extertal 

 
An Herrn Patrick Bandow ist am 27.8.2015 unter dem Ak-
tenzeichen 62332200203312 ein Aufebungsbescheid er-
lassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Patrick 
Bandow unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid  durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als  zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Extertal, Wirtschaftliche Hilfen, Mittelstr. 35, in 
32699  Extertal, Zimmer 5 während der üblichen Dienstzei-
ten in Empfang nehmen. 
 
Extertal, den 27.8.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Schneider 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,51 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


